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Geſetz-Sammlung 
für die 5 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 34. 


(Nr. 4270.) Geſetz, betreffend die Entbuͤrdung der Städte von der Verpflichtung zur Tra- 7 Rem. days m Er En 
gung der Kriminalfoften und zur Unterhaltung und Verwaltung der Ge- Sic: A. Lo ne. FESE 
faͤngniſſe, ſowie zur Fortgewaͤhrung der Gerichtslokalien gegen Erlegung 
einer feſten Rente. Vom 1. Auguſt 1855. er | 

Ayo. ab.. L “ 


enges v. 23 Hai, 2 


Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von nn 


| Preußen ic. ꝛc. „ 
verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: N Aut u, ee 
S.. art dur. 8, 

. vie re- . A 

Es ſoll feftgeftellt werden, was jede Stadt nach dem Durchſchnitte der 1 


ſechs Jahre 1847. bis 1852. in Erfuͤllung der ſubſidiariſchen Verpflichtung zur 
Tragung der Kriminalkoſten und zur Unterhaltung und Verwaltung der Ge⸗ 
faͤngniſſe an dafuͤr wirklich gezahlten Koſten nach Abzug der ihr in Folge die⸗ 
fer Verpflichtung zugefloſſenen Einnahmen, einſchließlich der im $. 7. gedachten 
Nutzungen, zu tragen gehabt hat. 


§. 2. 


Jede Stadt uͤbernimmt die Verbindlichkeit, die nach H. 1. ermittelte ſie 
betreffende jaͤhrliche Durchſchnittsſumme vom 1. Januar 1856. ab, zugleich 
mit dem ſtaͤdtiſchen Serviſe, zur Staatskaſſe abzufuͤhren, wogegen fie von die⸗ 
ſem Zeitpunkte ab von der Verpflichtung zur ſubſidiariſchen Tragung der Kris 
minalkoſten, ſowie von der Verbindlichkeit zur Beſchaffung, Unterhaltung und 
Verwaltung der erforderlichen Gerichtsgefaͤngniſſe, und zur unentgeltlichen Fort⸗ 
gewaͤhrung des früher von den magiſtratualiſchen Gerichten benutzten Gefchäfts- 

Jahrgang 1855. (Nr. 4270.) 5 78 lokals, 


Ausgegeben zu Berlin den 28. Auguſt 1855. 
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lokals, unter den nachſtehenden naͤheren Bedingungen und Beſchränfungen, ent⸗ 
bunden wird. 
$. 3. 


Den Gemeinden verbleibt die Verpflichtung zur ars, Unterhal⸗ 
tung und Vetwaltung der innerhalb ihres Bezirks für die Polizeiverwaltung 
nach dem Geſetz vom 11. März 1850. (Geſetz-Sammlung S. 265.) erforder: 
lichen polizeilichen Gefaͤngniſſe. 


H. 4. 


Inſoweit in Betreff der Uebernahme der Kriminalkoſten und der Unter— 
haltung und Verwaltung der Gefaͤngniſſe oder in Anſehung der fuͤr Zwecke 


der Juſtizverwaltung gegenwärtig benutzten ſtaͤdtiſchen Gebäude oder einzelner 
Theile ſolcher Gebaͤude zwiſchen dem Staate und den Stadtgemeinden Ver— 


traͤge geſchloſſen ſind, welche dieſe Verhaͤltniſſe in dauernder Weiſe definitiv 


reguliren, hat es bei dem, was in dieſen Vertraͤgen feſtgeſtellt iſt, ſein Be⸗ 
wenden. 


Auch werden durch das gegenwaͤrtige Geſetz ſolche Vertraͤge uͤber die 
Benutzung ſtaͤdtiſcher Gebaͤude nicht betroffen, welche ihre Grundlage weder 


. ee 2 gänzlich noch theilweiſe in der geſetzlichen Verpflichtung der Städte finden. 


b. 5. 


Inſofern uͤber die fuͤr Zwecke der Juſtizverwaltung gegenwaͤrtig benutz⸗ 
ten ſtaͤdtiſchen "Gebäude oder Gebaͤudetheile Vertraͤge der in F. 4. gedachten 
Art nicht abgeſchloſſen ſind, kommen vom 1. Januar 1856. ab nachſtehende 
Beſtimmungen zur Anwendung: 


A. Sind beſondere, gegenwärtig ausſchließlich für Zwecke der Juſtizverwal⸗ 
tung benutzte Gerichtshaͤuſer oder Gefaͤngnißgebaͤude vorhanden, ſo geht 
das Eigenthum an denſelben und den dazu gehoͤrigen Utenſilien auf den 
Staat uͤber. Wo bisher den Stadtgemeinden die Verwaltung ſolcher 

Gefaͤngniſſe zugeſtanden hat, wird auch dieſe auf den Staat übertragen; 
derſelbe hat jedoch die Verpflichtung, lebenslaͤnglich angeſtellte ſtaͤdtiſche 
Gefaͤngnißbeamte auf Verlangen der Gemeinden mit dem nach den 
Etatsverhaͤltniſſen der betreffenden Gerichte zu beſtimmenden Einkommen 
in den Staatsdienſt zu uͤbernehmen. 

B. Wenn ſich die . Gefaͤngniſſe in u ſtaͤdtiſchen Gebaͤu⸗ 

den 
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den befinden, die letzteren aber zugleich zur Aufnahme der ſtaͤdtiſchen * . . are Hel. 
Polizeigefangenen dienen, ſo geht das Eigenthum an dieſen Gebauden 1 55 3 
Ze 
1117 dazu gehoͤrigen Utenſilien nach Maaßgabe der Beſtimmungen Ed Zen 
zwar ebenfalls auf den Staat über, jedoch mit der Verpflich⸗ 5 => Z 
tung zur ferneren Aufnahme der ſtaͤdtiſchen Polizeigefangenen gegen... eee 
Zahlung der Heizungs-, Reinigungs- und Verpflegungskoſten Seitens 3 
der Stadt. Der Staat iſt indeß berechtigt, die Entfernung dieſer Ge⸗ 5 
fangenen aus den gedachten Gebaͤuden binnen einer von den Miniſtern 
der Juſtiz, des Innern und der Finanzen zu beſtimmenden Friſt zu ver⸗ 
langen, und muß in dieſem Falle den Stadtgemeinden fuͤr die ihnen 
durch die anderweite Unterbringung jener Gefangenen erwachſenen Koſten 
eine von den vorgenannten Miniſtern unter Vorbehalt des Rechtsweges 
feſtzuſtellende Entſchaͤdigung gewaͤhren. 

C. Sind nur einzelne Theile ſtaͤdtiſcher Gebaͤude zur ausſchließlichen Be⸗ 
nutzung oder zur Mitbenutzung als Gerichtslokale oder gerichtliche Ge⸗ 
faͤngniſſe überwiefen, fo bleibt der Juſtizverwaltung die unentgeltliche 
Benutzung dieſer Raͤume bis dahin, daß fuͤr das Beduͤrfniß derſelben 
anderweitig geſorgt iſt. 

Der Staat iſt jedoch verpflichtet, einen verhaͤltnißmaͤßigen Beitrag 
zu den Unterhaltungskoſten zu leiſten. 


H. 6. 

a in den H. 5. A. bis C. bezeichneten Fällen die Bente von Sei⸗ 
ten der Juſtizverwaltung bisher nicht unentgeltlich ſtattgefunden, ſo wird den 
Staͤdten eine von den Miniſtern der Juſtiz, des Innern und der Finanzen unter 
Vorbehalt des Rechtsweges feſtzuſtellende Entſchaͤdigung gewaͤhrt, jedoch unter 
Wegfall des im $. 5. sub C. erwaͤhnten Beitrags des Staats zu den Unter: 
haltungskoſten. 


9 7 


Die Nutzungen, welche den Städten bisher aus der Civil- und Kriminal⸗ 
Gerichtsbarkeit zugefloſſen ſind, gehen auf den Staat uͤber. Wo erbloſe Ver— 
laſſenſchaften zu den Fruͤchten der Gerichtsbarkeit gehoͤren, entſcheidet uͤber den 
Anſpruch auf dieſelben der Zeitpunkt des Todesfalls. 

5 Den Stadtgemeinden verbleiben die ihnen von den Gerichten bis zum 
Tage des Uebergangs bereits uͤberwieſenen oder für fie zur Solleinnahme ge- 
ftellten Geldſtrafen und Konfiskaterloͤſe. 

(Nr. 4270.) Kri⸗ 


* 
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Kriminalkoſten ſind von den Staͤdten noch inſoweit zu übertragen, als 
die Aufforderung zur Zahlung derſelben vor dem 1. Januar 1856. an ſie er⸗ 
laſſen worden iſt, wogegen die bis dahin nicht eingeforderten Moe der Staats⸗ 
kaſſe zur Salt fallen, 


$. 8. 


Re Entſcheidung über die Entbindung der Städte von der von ihnen 
nach H. 2. uͤbernommenen Verbindlichkeit, oder von der Zahlung einer von 
denſelben nach $. 4. etwa vergleichsweiſe übernommenen Rente wird ſpaͤterer 
geſetzlicher Anordnung vorbehalten. 


8 
Die Miniſter der Juſtiz, des Innern und der Finanzen ſind mit der 
Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Erdmannsdorf, den 1. Auguſt 1855. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den Miniſter für die landwirth⸗ 
5 ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


